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eine halbe Stunde lang wenig zu sagen, 

hat sie offenbar rasch gelernt.

Dabei vermittelte sie indirekt selbst den 

Eindruck, im Kabinett kaum Gestaltungs-

spielraum zu besitzen. Der Subtext ihrer 

Rede lautete letztlich: Jetzt müsse zu-

nächst gespart werden, um Beiträge und 

Lohnnebenkosten stabil zu halten, Refor-

men kämen später. Immerhin sagte sie die 

zeitnahe Umsetzung der neuen GOÄ so-

wie der Approbationsordnung zu. 

Trotz aller Differenzen scheint es aller-

dings weiterhin eine konstruktive Ge-

sprächsebene zwischen Bundesärztekam-

mer und Ministerium zu geben – auch 

wenn die Verbände für die Stellungnahme 

zum GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz 

gerade einmal einen Tag Zeit bekamen, 

um 150 Seiten Gesetzesentwurf zu be-

werten. Das relativiert manche Dialogan-

gebote erheblich.

Zentraler Konflikt bleibt die Finanzierung 

versicherungsfremder Leistungen. Da sich 

das Bundesfinanzministerium weiterhin 

weigert, die Gesundheitskosten für Bür-

gergeldempfänger vollständig aus Steuer-

mitteln zu finanzieren, entstehen erhebli-

che Finanzierungslücken in der gesetzli-

chen Krankenversicherung. Gleichzeitig 

sollen Zuschüsse weiter gekürzt werden. 

Dadurch entstehen politische Sachzwän-

ge, die nun offenbar das Gesundheitsmi-

nisterium ausbaden soll. 

Reinhardt fordert Kurswechsel

Der eigentliche politische Höhepunkt der 

Eröffnung war daher die Rede von Bun-

desärztekammerpräsident Klaus Rein-

hardt. In einer inhaltlich wie rhetorisch 

starken Rede sprach er die zentralen Pro-

bleme des Gesundheitswesens offen an 

und forderte Ministerin Warken auf, die 

Spargesetze zunächst „auf hold“ zu setzen 

und gemeinsam mit der Ärzteschaft trag-

fähige Lösungen zu entwickeln.

Auch Reinhardt betonte den enormen fi-

nanziellen Druck auf das Gesundheitswe-

sen sowie den zunehmenden Fachkräfte-

mangel. Reformen seien dringend not-

wendig – sowohl im ambulanten als auch 

im stationären Bereich. Das vorliegende 

GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz sei je-

doch kein Reformgesetz, sondern ein rei-

nes Spargesetz.

Besonders deutlich wurde Reinhardt bei 

der Finanzierung der Krankenkassenbei-

träge für Bürgergeldempfänger. Es sei 

nicht hinnehmbar, dass diese Kosten von 

den Beitragszahlern der gesetzlichen 

Krankenversicherung getragen würden 

und nicht von der Allgemeinheit.

Noch schärfer kritisierte er die Haushalts-

politik des Bundes: Der Finanzminister er-

höhe den Zuschuss für Bürgergeldemp-

fänger zwar um 250 Millionen Euro, kürze 

gleichzeitig aber den allgemeinen Bundes-

zuschuss um zwei Milliarden Euro. Hier 

werde mit Taschenspielertricks der Bun-

deshaushalt auf Kosten von Beitragszah-

lern, Patienten und Beschäftigten im Ge-

sundheitswesen saniert.

Reinhardt bot der Bundesregierung er-

neut den Dialog an: „Bringen Sie alle Be-

teiligten aus der Patientenversorgung an 

einen Tisch. Holen Sie den Finanzminister 

dazu. Formulieren Sie klare Zielmarken. 

Und lassen Sie uns gemeinsame Mittel und 

Wege finden, wie wir diese Ziele errei-

chen, ohne dass es zu gefährlichen Ver-

werfungen in der Patientenversorgung 

kommt.“

Ärzteschaft rückt zusammen

Bemerkenswert war während der gesam-

ten Eröffnung die ungewöhnlich konflikt-

arme und fast harmonische Stimmung in-

nerhalb der Ärzteschaft. Wo es auf frühe-

ren Ärztetagen oft scharfe innerärztliche 

Kontroversen gab, scheint die Ärzteschaft 

angesichts des politischen Drucks enger 

zusammenzurücken und deutlich ge-

schlossener aufzutreten.

Diese Mischung aus klarer Kritik, Ernsthaf-

tigkeit und demonstrativer Geschlossen-

heit prägte die Atmosphäre zum Auftakt 

des 130. Deutschen Ärztetages. Genau 

diese Geschlossenheit wird die Ärzte-

schaft vermutlich dringend brauchen, um 

in den kommenden Monaten überhaupt 

noch sachliche Lösungen durchsetzen zu 

können.
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Plädoyer für Geschichte in der Medizin

Der Senat der Johann-Wolfgang-Goe-

the-Universität Frankfurt am Main hat 

sich mit großer Mehrheit für den Erhalt 

des Senckenbergischen Instituts für Ge-

schichte in der Medizin ausgesprochen. 

Unser Autor und derzeit noch kommis-

sarischer Leiter Prof. Dr. med. Michael 

Sachs hatte im Hessischen Ärzteblatt 

auf Anfrage der Redaktion über die 

wechselvolle Geschichte des Instituts 

berichtet. Auch der Präsident der Lan-

desärztekammer Hessen Dr. med. Edgar 

Pinkowski hatte sich in einer Pressemit-

teilung für den Erhalt des Instituts aus-

gesprochen (beide Artikel siehe Ausga-

be 05/2026). Die seit Jahren vakante 

Professur soll wieder neu besetzt wer-

den, hieß es in einer Meldung der FAZ. 

Und in einem dortigen Leserbrief schreibt 

Prof. Dr. med. Florian Bruns, Vorsitzender 

des Fachverbandes Medizingeschichte 

e. V. und Direktor des Instituts für Ge-

schichte der Medizin, Medizinische Fakul-

tät Carl Gustav Carus, TU Dresden: „Ge-

rade erst haben Gutachter auch den Ex-

zellenzuniversitäten mit auf den Weg ge-

geben, noch konsequenter ethische Kom-

petenzvermittlung zu betreiben. Dies 

wird für angehende Ärzte am besten 

durch Institute geleistet, die zum Fachbe-

reich Medizin gehören und die Herausfor-

derung in Klinik und Forschung genau 

kennen.“ Isolde Asbeck 




